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�ffentliche Finanzen Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Das Defizit der Gebietsk�rperschaften (ohne

die Gemeinden, f�r die noch keine Ergebnisse

vorliegen) nahm im dritten Quartal – ebenso

wie schon im ersten Halbjahr – im Vorjahrs-

vergleich zu, n�mlich um 11 Mrd 3 auf 23

Mrd 3. Die Ausgaben wuchsen mit gut 3%

recht kr�ftig, wobei h�here Zinsausgaben des

Bundes und weiter gestiegene Bundeszu-

sch�sse an die Rentenversicherung von be-

sonderer Bedeutung waren. Die Einnahmen

gingen dagegen um 3 1�2 % zur�ck, nicht zu-

letzt weil dem Bund im Gegensatz zum Vor-

jahr keine umfangreichen Privatisierungser-

l�se zuflossen.

Im Gesamtjahr wird das Defizit der Gebietsk�r-

perschaften wiederum kr�ftig – auf eine Gr�-

ßenordnung von voraussichtlich 80 Mrd 3 –

wachsen, nachdem es bereits in den beiden

Vorjahren insgesamt um 26 Mrd 3 auf 60

Mrd 3 zugenommen hatte. Damit werden

nicht nur die urspr�nglichen Planungen, die

einen R�ckgang vorgesehen hatten, verfehlt,

sondern zumeist auch die durch die H�he der

Investitionsausgaben gezogenen verfassungs-

m�ßigen Obergrenzen f�r die Nettokreditauf-

nahme deutlich �berschritten. Hierin spiegeln

sich insbesondere eine anhaltende Steuer-

schw�che und ein im Vergleich zu den drei

Vorjahren beschleunigtes Ausgabenwachs-

tum wider – wobei auch Mehrausgaben im

Zusammenhang mit der Beseitigung der Flut-

sch�den zu ber�cksichtigen sind. Die prek�re

Haushaltslage mit ihren zum �berwiegenden

Teil strukturellen Ursachen macht eine um-

fangreiche Konsolidierung erforderlich. Hier

sind Bund und L�nder gefordert, die entspre-

Grund-
tendenzen
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chenden Maßnahmen entschlossen durchzu-

setzen. Ein Vorziehen der dritten Stufe der

Einkommensteuerreform ohne umfassende

Gegenfinanzierung w�rde die angespannte

Budgetsituation noch weiter versch�rfen.

Das Steueraufkommen1) der Gebietsk�rper-

schaften erreichte im dritten Quartal nur

knapp das entsprechende Vorjahrsniveau,

nachdem es sich in der ersten Jahresh�lfte

um 1�2 % erh�ht hatte. Unter den direk-

ten Steuern wuchsen die Lohnsteuerertr�ge

lediglich um 3�4 % und damit deutlich schw�-

cher als im von Einmalzahlungen aus einigen

Tarifabschl�ssen gepr�gten zweiten Quartal

(+ gut 2%). Die gesunkene Besch�ftigung

wirkte dabei weiterhin d�mpfend auf die

Lohnsteuerertr�ge. Die Einnahmen aus der

veranlagten Einkommensteuer blieben nach

wie vor erheblich hinter dem entsprechenden

Vorjahrsniveau zur�ck (– 10%), wozu sowohl

die Vorauszahlungen als auch die Nachzah-

lungen beitrugen. Unter den Kapitalertrag-

steuern sank das Aufkommen des steuer-

lichen Zinsabschlags nicht zuletzt infolge der

niedrigeren Zinsen um 10 1�2 %. Die Einnah-

men aus den nicht veranlagten Steuern vom

Ertrag – das heißt im Wesentlichen der

Kapitalertragsteuer auf Dividenden – verrin-

gerten sich infolge niedrigerer Aussch�ttun-

gen um fast zwei F�nftel. Dagegen nahmen

die Ertr�ge aus der K�rperschaftsteuer wei-

terhin kr�ftig zu (+ 22 1�2 %). Hier schlug zu

Buche, dass die mit dem Systemwechsel

durch die Steuerreform verbundenen aufkom-

mensmindernden Sondereinfl�sse weiter an

Gewicht verloren.

Unter den indirekten Steuern erreichten die

Ertr�ge aus der Umsatzsteuer nur knapp ihr

entsprechendes Vorjahrsniveau, womit sich

die schon seit dem Jahr 2001 verzeichnete

Aufkommensschw�che fortgesetzt hat. Dies

l�sst sich gr�ßtenteils mit der verhaltenen

Entwicklung der Inlandsnachfrage erkl�ren.

Demgegen�ber sind die Einnahmen aus der

Mineral�lsteuer (+ 4 1�2 %), der Stromsteuer

(+ 32%) und der Tabaksteuer (+ 5%) infolge

der zum Jahresbeginn in Kraft getretenen

Steuererh�hungen weiterhin erheblich ge-

wachsen.

Vor allem auf Grund der anhaltenden Kon-

junkturschw�che wird das Steueraufkommen

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj.

Steueraufkommen

1 Einschließlich der EU-Anteile am deut-
schen Steueraufkommen, aber ohne die
− für das letzte ausgewiesene Quartal noch
nicht bekannten − Erträge aus den Gemein-
desteuern.
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1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die noch nicht bekannten Ertr�ge aus
den Gemeindesteuern.
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im Gesamtjahr 2003 noch deutlich hinter der

offiziellen Prognose vom Mai zur�ckbleiben.

Nach der neuen Steuersch�tzung vom 4. bis

6. November werden die Steuerertr�ge nur

knapp so hoch wie ein Jahr zuvor ausfallen;

gegen�ber der Mai-Sch�tzung werden Ein-

nahmenausf�lle in H�he von rund 8 Mrd 3 er-

wartet. Die Volkswirtschaftliche Steuerquote

wird sich damit im laufenden Jahr trotz eini-

ger Steuererh�hungen noch etwas zur�ckbil-

den. Bei einem von der Bundesregierung an-

genommenen nominalen Wirtschaftswachs-

tum von rund 1% (und einer Stagnation der

realen Wirtschaftsleistung) wird sie in finanz-

statistischer Abgrenzung um einen viertel

Prozentpunkt auf 20,7% sinken.

Von den Mindereinnahmen gegen�ber der

Fr�hjahrs-Sch�tzung sind vor allem die Lohn-

steuer und die Umsatzsteuer betroffen. Hier

schlagen sich in erster Linie der im Vergleich

zu den fr�heren Erwartungen noch st�rkere

Besch�ftigungsr�ckgang sowie der schw�-

chere Zuwachs der nominalen Inlandsnach-

frage nieder. Außerdem bleiben auch die Ein-

nahmen aus der K�rperschaftsteuer, der ver-

anlagten Einkommensteuer, den nicht veran-

lagten Steuern vom Ertrag und der Mineral�l-

steuer noch deutlich hinter den fr�heren Er-

wartungen zur�ck. Dagegen zeichnen sich

bei der Gewerbesteuer nach dem �berra-

schend g�nstigen Ergebnis des zweiten Quar-

tals – das vor allem auf h�heren Zahlungen

f�r fr�here Jahre beruhte – f�r das Gesamt-

jahr 2003 Mehrertr�ge gegen�ber der Mai-

Sch�tzung ab.

Im kommenden Jahr werden die steuerlichen

Mindereinnahmen gegen�ber den Erwartun-

gen vom Mai weiter zunehmen, weil infolge

der verz�gerten Konjunkturerholung das der

Steuersch�tzung zu Grunde gelegte Wirt-

schaftswachstum mit nominal 2 1�2 % und real

11�2 % bis 2% erneut hinter den fr�heren An-

nahmen zur�ckbleiben wird.2) So wird nach

der neuen offiziellen Prognose damit gerech-

net, dass das Steueraufkommen bei unver�n-

dertem Steuerrecht um 10 1�2 Mrd 3 niedriger

ausfallen wird als nach der Mai-Prognose.

Gegen�ber dem laufenden Jahr bedeutet dies

eine Zunahme um 2 3�4 %. Dar�ber hinaus

w�rden die Steuerertr�ge per saldo noch um

6 1�2 Mrd 3 geschm�lert, wenn die geplanten,

aber noch nicht parlamentarisch verabschie-

deten Maßnahmen der Bundesregierung in

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd 5

1. bis 3. Vierteljahr

Steuerart 2002 2003

Ver-
�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 93,3 94,4 + 1,2

Veranlagte
Einkommensteuer 3,0 0,1 – 95,7

K�rperschaftsteuer – 0,3 4,8 .

Umsatzsteuer 102,2 101,2 – 1,0

darunter: 3. Vierteljahr

Lohnsteuer 31,9 32,1 + 0,8

Veranlagte
Einkommensteuer 3,3 3,0 – 10,1

K�rperschaftsteuer 1,0 1,2 + 22,4

Umsatzsteuer 34,2 34,2 – 0,0

Deutsche Bundesbank

2 Im Fr�hjahr hatte die Bundesregierung f�r 2004 noch
mit einem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von
nominal 3% und real 2% gerechnet.

Steuer-
aufkommen im
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Kraft treten w�rden. Diese umfassen einer-

seits das Vorziehen der dritten Steuerreform-

stufe um ein Jahr auf 2004, andererseits vor

allem den mit dem Haushaltsstabilisierungs-

konzept 2004 vorgesehenen Abbau steuerli-

cher Sonderverg�nstigungen und Gestaltungs-

m�glichkeiten sowie die erhofften Mehrein-

nahmen aus der geplanten Steueramnestie.

Einschließlich dieser Maßnahmen w�rden

sich die Steuerertr�ge im kommenden Jahr

nur um sch�tzungsweise gut 1% gegen�ber

2003 erh�hen, womit die Volkswirtschaft-

liche Steuerquote weiter sinken w�rde.

Das Defizit des Bundes weitete sich im dritten

Quartal im Vorjahrsvergleich um 9 Mrd 3 auf

17 Mrd 3 aus. Dazu trug vor allem bei, dass

im Gegensatz zum Vorjahr (4 1�2 Mrd 3) keine

nennenswerten Privatisierungserl�se verein-

nahmt wurden. Aber auch die Steuereinnah-

men verringerten sich um 3%, was neben

der schwachen konjunkturellen Entwicklung

auf einem deutlichen Anstieg der (hiervon ab-

gesetzten) Abf�hrungen an die EU beruhte.

Insgesamt gingen die Einnahmen um gut 8%

zur�ck. Die Ausgaben wuchsen mit 5 1�2 %

betr�chtlich. Insbesondere die Zinsausgaben

nahmen sehr kr�ftig zu, weil die Emission von

Wertpapieren im Gegensatz zum Vorjahr mit

einem merklichen Disagio verbunden war.

Hinzu kamen der starke Anstieg der Zu-

sch�sse an die gesetzliche Rentenversiche-

rung und die Zuf�hrungen an den „Fluthilfe-

fonds“. Der Zuwachs der arbeitsmarktbe-

dingten Ausgaben flachte sich dagegen ab.

Im Gesamtjahr wird das Defizit weitaus h�her

ausfallen als nach dem im Fr�hjahr verab-

schiedeten Plan (19 1�2 Mrd 3). Die Bundes-

regierung hat deshalb einen Nachtragshaus-

halt vorgelegt, der unter Ber�cksichtigung

von Steuerausf�llen und arbeitsmarktbeding-

ten Mehrausgaben ein Defizit von 44 Mrd 3

vorsieht. Dies setzt einen �berschuss im letz-

ten Quartal voraus, was vor allem angesichts

budgetierter, aber bis Ende September noch

nicht vereinnahmter Privatisierungserl�se in

H�he von 5 1�2 Mrd 3 durchaus m�glich er-

scheint.

F�r das kommende Jahr ist nach den j�ngsten

Beschl�ssen des Haushaltsausschusses des

Bundestages eine R�ckf�hrung des Defizits

im Bundeshaushalt auf unter 30 Mrd 3 vorge-

sehen. Darin sind auf der einen Seite die Aus-

f�lle aus dem geplanten Vorziehen der dritten

Stufe der Einkommensteuerreform und auf

der anderen Seite ein umfangreiches Konsoli-

Mrd  5 

Mrd  5 

kumuliert

2003

2002

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Vierteljahresergebnis
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dierungspaket enthalten. Gegen�ber den ur-

spr�nglichen Planungen der Bundesregierung3)

ergab die j�ngste Steuersch�tzung f�r den

Bund Ausf�lle in H�he von fast 6 Mrd 3, de-

nen allerdings um gut 1 Mrd 3 geringere Ab-

f�hrungen an die EU gegen�berstehen. Diese

Mindereinnahmen sollen durch Privatisierungs-

erl�se im Umfang von insgesamt 7 Mrd 3 auf-

gefangen werden. Die Planungen sind aber

weiterhin mit großer Unsicherheit behaftet.

So ist der Termin der Einf�hrung der LKW-

Maut ungewiss. Außerdem ist eine globale

Minderausgabe zu erwirtschaften, die nicht

zuletzt daraus resultiert, dass die urspr�nglich

geplante K�rzung des Bundeszuschusses an

die gesetzliche Rentenversicherung nicht um-

gesetzt wird. Auch bed�rfen die geplanten

gewichtigen Konsolidierungsmaßnahmen zum

großen Teil noch der Zustimmung des Bun-

desrats. Schließlich ist das Entlastungsvolu-

men einiger Maßnahmen (wie der Steuer-

amnestie) schwer abzusch�tzen. Das erneute

�berschreiten der verfassungsm�ßigen Ober-

grenze f�r die Nettokreditaufnahme wird von

der Bundesregierung mit der Abwehr einer

St�rung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-

gewichts begr�ndet.

Die hohen Defizite des laufenden und auch

des kommenden Jahres unterstreichen den

dringlichen Konsolidierungsbedarf. Die R�ck-

f�hrung des Defizits erfordert umfassende

Einsparungen, f�r die von der Bundesregie-

rung auch zielf�hrende Vorschl�ge vorgelegt

worden sind. Maßnahmen, die sowohl zu

einer Haushaltsentlastung f�hren als auch die

gesamtwirtschaftlichen Wachstumsperspek-

tiven verbessern, sind in besonderem Maße

geeignet, zu einer erfolgreichen Konsolidie-

rung beizutragen. Hierzu z�hlen insbeson-

dere Subventionsk�rzungen und auch die

�berpr�fung von Sozialleistungen, die das

Arbeitsangebot und die Arbeitsnachfrage be-

eintr�chtigen. Wird mit dem Zuschuss des

Bundes an die Rentenversicherung der vor

den Zinsausgaben gr�ßte Ausgabenposten

im Bundeshaushalt nicht einbezogen, m�ssen

die Einschnitte an anderer Stelle umso gr�ßer

ausfallen. Privatisierungserl�se, denen ein

R�ckgang des �brigen Staatsverm�gens ge-

gen�bersteht und die letztlich einer Kreditfi-

nanzierung sehr nahe kommen, stellen kaum

eine dauerhafte Verbesserung der Haushalts-

lage dar.

Die Sonderverm�gen wiesen im dritten Vier-

teljahr ein kleines Defizit aus, w�hrend vor

Jahresfrist ein �berschuss entstanden war.

Der im Gesamtjahr zu erwartende �berschuss

d�rfte hinter dem im Jahr 2002 verzeichneten

Betrag zur�ckbleiben, vor allem weil der dem

Erblastentilgungsfonds zugef�hrte Teil des

Bundesbankgewinns deutlich niedriger aus-

gefallen ist als im vergangenen Jahr.

Das Defizit der L�nderhaushalte �bertraf im

dritten Quartal mit 6 Mrd 3 den Vorjahrswert

um 1 Mrd 3. Angesichts eines nahezu stag-

nierenden Steueraufkommens erh�hten sich

die Gesamteinnahmen nur leicht. Die Ausga-

ben stiegen dagegen um 2 1�2 %. Neben den

flutbedingten Ausgaben wuchsen die Perso-

nalaufwendungen infolge der Anpassung der

Beamtenbesoldung im Juli, die angesichts der

Besch�ftigtenstruktur vor allem die westdeut-

schen L�nder betrifft, mit 3 1�2 % relativ stark.

3 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, August
2003, S. 56f.

Konsolidie-
rungsbedarf im
Bundeshaushalt
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L�nder im
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F�r das Gesamtjahr sehen die Haushaltspl�ne

eine Reduzierung der Defizite auf 25 Mrd 3

vor. Insbesondere auf Grund der schwachen

Entwicklung der Steuereinnahmen d�rfte je-

doch das Rekorddefizit des Jahres 2002 von

31 Mrd 3 sogar noch �bertroffen werden.

Auch im Jahr 2004 stehen die L�nderhaus-

halte unter gr�ßter Anspannung. So sehen

die Planungen bisher ein Gesamtdefizit von

22 Mrd 3 vor. In einigen Etats wird selbst

ohne Vorziehen der dritten Steuerreformstufe

erneut die verfassungsm�ßige Obergrenze

f�r die Nettokreditaufnahme �berschritten,

obwohl zahlreiche L�nder umfangreiche Ein-

sparungen beabsichtigen. Hiervon sind durch

die K�rzung von Sonderzahlungen sowie in

einigen L�ndern durch die Verl�ngerung von

Arbeitszeiten auch die Beamten betroffen.

Zudem werden bei den Zusch�ssen an private

und andere �ffentliche Bereiche Einschnitte

geplant. Schließlich ergeben sich nach der

neuen Steuersch�tzung weitere Steuer-

ausf�lle. Deshalb sind zus�tzliche Einsparun-

gen unausweichlich, um die Defizite zu be-

grenzen.

F�r die Gemeindehaushalte liegen bisher nur

Daten f�r das zweite Quartal vor. In dieser

Zeit entstand ein Defizit von 2 1�2 Mrd 3, w�h-

rend vor Jahresfrist noch ein ausgeglichenes

Ergebnis erzielt worden war. Die Einnahmen

gingen sehr stark zur�ck, n�mlich um 7%.

Ausschlaggebend hierf�r war ein Einbruch

bei den Einnahmen aus wirtschaftlicher Bet�-

tigung um zwei F�nftel oder gut 1 Mrd 3.4)

Auch sanken die Zuweisungen der L�nder um

7 1�2 %. Dagegen wuchs das Steueraufkom-

men dank einer wieder g�nstigeren Entwick-

lung bei der Gewerbesteuer um knapp

11�2 %. Auf der Ausgabenseite stiegen die

Personalaufwendungen um 2 1�2 %. Dass die

Gesamtausgaben im Vorjahrsvergleich prak-

tisch unver�ndert geblieben sind, ist letztlich

auf die Investitionen zur�ckzuf�hren, die

trotz der f�r die Beseitigung der Flutfolgen

verausgabten Mittel um fast ein Zehntel unter

dem Niveau von 2002 lagen. Insgesamt

zeichnet sich auch im zweiten Halbjahr noch

keine Verbesserung der Finanzlage ab. Im

kommenden Jahr w�rden die zur St�rkung

der Gemeindefinanzen geplanten Maßnah-

men aber zu einer sp�rbaren Entlastung

f�hren.

Marktm�ßige Nettokreditaufnahme
der Gebietsk�rperschaften

Mrd 5

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2002 + 54,5 + 67,6 – 11,9 + 57,4
darunter:

1. Vj. + 25,6 + 15,2 + 10,5 + 12,2
2. Vj. + 1,5 + 22,9 – 21,4 + 16,7
3. Vj. + 18,6 + 25,1 – 5,4 + 19,1
4. Vj. + 8,8 + 4,4 + 4,4 + 9,4

2003
1. Vj. + 34,7 + 32,6 + 2,1 + 19,5
2. Vj. + 13,5 + 11,8 + 1,6 + 16,6
3. Vj. ts) + 20,5 + 9,4 + 12,2 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
st�rkungs- und Geldmarktkredite.

Deutsche Bundesbank

4 Dieser beruhte auf umfangreichen einmaligen Erl�sen
der Stadt Stuttgart im Vorjahr.

... und 2004

Gemeinden
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Die Verschuldung der Gebietsk�rperschaften

erh�hte sich im dritten Quartal weiterhin

kr�ftig um 20 1�2 Mrd 3. Mit 14 1�2 Mrd 3

wurde der Großteil der Mittel am Kapital-

markt beschafft. Aber auch die Verbindlich-

keiten am Geldmarkt wurden um 6 Mrd 3

ausgeweitet. Gr�ßter Kreditnehmer war der

Bund, auf den ein Finanzierungsbedarf von

16 1�2 Mrd 3 entfiel. Die L�nder nahmen die

Kreditm�rkte mit 3 Mrd 3 in Anspruch. Die

Verschuldung der Gemeinden stieg weiter

m�ßig an, w�hrend sie sich bei den Sonder-

verm�gen kaum ver�nderte.

Sozialversicherungen

Im dritten Quartal 2003 hat sich das Defizit

der Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten gegen�ber dem Vorjahr auf

1 Mrd 3 halbiert. Die Einnahmen wuchsen

nicht zuletzt wegen h�herer Bundeszuwei-

sungen um 4%. Hier wirkte sich neben der

letzten Stufe der �kologischen Steuerreform

aus, dass die Bundeszusch�sse auch an die

H�he des Beitragssatzes gekoppelt sind, der

zum Jahresbeginn 2003 von 19,1% auf

19,5% angehoben worden ist. Zwar wuch-

sen auch die Beitragseinnahmen um 3%, be-

reinigt um die Anhebung der Beitragsbemes-

sungsgrenze sowie den h�heren Beitragssatz

verblieb jedoch vor allem wegen der ung�ns-

tigen Besch�ftigungsentwicklung praktisch

kein Anstieg. Der Ausgabenzuwachs hat sich

auf 2% abgeschw�cht. Hierzu hat in erster

Linie die im Vergleich zum Vorjahr deutlich

geringere Rentenanpassung zur Jahresmitte

von 1,04% in den alten und 1,19% in den

neuen Bundesl�ndern5) beigetragen. Gleich-

wohl ist im Gesamtjahr 2003 entgegen den

Planungen mit einem erheblichen Defizit

zu rechnen. Die ohnehin auf 0,5 Monats-

ausgaben abgesenkte Mindestgrenze f�r

die Schwankungsreserve d�rfte deshalb am

Jahresende noch unterschritten werden.

Um den sich auf Grund dieser Entwicklung

abzeichnenden Anstieg des Beitragssatzes im

Jahr 2004 zu vermeiden, sind eine Reihe von

kurzfristig wirkenden Entlastungsmaßnah-

men ergriffen worden. Hierzu z�hlen der Ver-

zicht auf die Rentenanpassung zur Jahres-

mitte 2004, die Verlegung des Auszahlungs-

vierteljährlich
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5 Hier wirkte sich neben der schw�cheren Lohnentwick-
lung erstmals auch die Ber�cksichtigung der Aufwendun-
gen f�r die private Zusatzvorsorge in der Rentenanpas-
sungsformel aus. Rechnerisch fallen allein deshalb in den
Jahren 2003 bis 2010 die Anpassungen um etwa 0,6 Pro-
zentpunkte pro Jahr geringer aus.
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termins f�r Neurenten vom Monatsanfang

auf das Monatsende, die �bertragung der

alleinigen Finanzierungslast f�r den Pflege-

versicherungsbeitrag auf die Rentner sowie

die weitere Absenkung des Schwankungs-

reserve-Minimums auf nur noch 0,2 Monats-

ausgaben. Mit der Verringerung der R�ck-

lagen k�nnte die Rentenversicherung im

kommenden Jahr zur Finanzierung ihrer lau-

fenden Ausgaben allerdings auf Liquidit�tshil-

fen des Bundes angewiesen sein. Die gesamt-

staatliche Defizitquote w�rde mit dieser Maß-

nahme f�hlbar erh�ht, was eine erneute Ver-

letzung des Maastricht-Defizitkriteriums im

kommenden Jahr noch wahrscheinlicher wer-

den l�sst.

�ber das Jahr 2004 hinaus sollen langfristig

wirkende Reformschritte eingeleitet werden,

um den demographisch bedingten Anstieg

des Beitragssatzes zu begrenzen. So soll die

Rentenanpassungsformel ab 2005 um einen

sowohl von der R�rup- als auch der Herzog-

Kommission vorgeschlagenen Nachhaltig-

keitsfaktor erg�nzt werden. Danach wird die

Rentenanpassung k�nftig geringer ausfallen,

wenn sich das Verh�ltnis von Rentnern zu

Beitragszahlern vergr�ßert. Dar�ber hinaus

sollen die M�glichkeit zum fr�hestm�glichen

Renteneintritt wegen Arbeitslosigkeit oder

nach Altersteilzeit ab 2006 schrittweise von

60 auf 63 Jahre angehoben und die renten-

steigernde Ber�cksichtigung von Zeiten schu-

lischer Ausbildung abgeschafft werden. Diese

Maßnahmen tragen dazu bei, die Lohn-

zusatzkosten zu begrenzen und damit letzt-

lich die Voraussetzung f�r eine Verbesserung

der Besch�ftigungssituation zu schaffen.

Angesichts der wahrscheinlich weiter steigen-

den Lebenserwartung, die eine immer l�n-

gere Rentenbezugsdauer und damit eine

permanente Ausweitung des Leistungsvolu-

mens der umlagefinanzierten Rentenversiche-

rung mit sich bringt, erscheint l�ngerfristig

aber auch eine Anhebung des gesetzlichen

Rentenalters �ber 65 Jahre hinaus geboten.

Das Defizit der Bundesanstalt f�r Arbeit lag

im dritten Quartal 2003 mit knapp 1 Mrd 3
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um 1�2 Mrd 3 unter dem Wert des gleichen

Vorjahrszeitraums. W�hrend die Ausgaben

um 2% sanken, stiegen die Einnahmen um

1%. Dieser Zuwachs beruht allerdings im

Wesentlichen auf einem h�heren Aufkom-

men aus der Insolvenzgeldumlage. Die Bei-

tragseinnahmen lagen im dritten Quartal

trotz der Anhebung der Beitragsbemessungs-

grenze geringf�gig unter ihrem Vorjahrs-

niveau. Hier wirkten sich sowohl die r�ckl�u-

fige Besch�ftigung als auch die ged�mpfte

Lohnentwicklung aus.

F�r das Arbeitslosengeld wurden im dritten

Quartal 8% mehr als ein Jahr zuvor aufge-

wendet. Die Ausgaben im Rahmen der akti-

ven Arbeitsmarktpolitik lagen im dritten

Quartal dagegen um fast 17% unter dem Be-

trag des gleichen Vorjahrszeitraums. Entspre-

chend r�ckl�ufig ist die Anzahl der Teilneh-

mer an diesen Maßnahmen, was auch zum

Anstieg der ausgewiesenen Arbeitslosenzah-

len beigetragen hat.

Im Gesamtjahr 2003 wird sich das in den ers-

ten neun Monaten insgesamt 6 Mrd 3 betra-

gende Defizit der Bundesanstalt voraussicht-

lich noch etwas ausweiten. Den zus�tzlichen

Beitragseinnahmen auf Grund der saison-

�blichen Sonderzahlungen steht hier eine jah-

reszeitlich bedingte Verschlechterung auf dem

Arbeitsmarkt gegen�ber. Im kommenden Jahr

ist im Bundeshaushalt ein Zuschuss an die

Bundesanstalt in H�he von gut 5 Mrd 3 vorge-

sehen. Das Dritte und Vierte Gesetz f�r mo-

derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt so-

wie das Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt

d�rften im kommenden Jahr den Finan-

zierungsaldo der Bundesanstalt kaum beein-

flussen. Zwar w�rden Aufwendungen im Rah-

men der aktiven Arbeitsmarktpolitik f�r Emp-

f�nger von Arbeitslosenhilfe entfallen, weil

die Finanzierung des neuen „Arbeitslosengel-

des II“, das diesen Personenkreis sowie

erwerbsf�hige Sozialhilfeempf�nger umfasst,

grunds�tzlich vom Bund �bernommen wer-

den soll. Doch soll die Bundesanstalt als finan-

ziellen Ausgleich einen „Aussteuerungsbe-

trag“ leisten. Die Verk�rzung des Anspruchs

auf Arbeitslosengeld wirkt sich wegen der

�bergangsfristen erst ab dem Jahr 2007 st�r-

ker entlastend aus.

Das Defizit der gesetzlichen Krankenver-

sicherung lag im ersten Halbjahr mit knapp

2 Mrd 3 lediglich um 1�2 Mrd 3 unter dem

Vorjahrswert. Die Beitragseinnahmen erh�h-

ten sich um 1 3�4 %, was allein durch den An-

stieg des durchschnittlichen Beitragssatzes

von 14,0% auf 14,3% erkl�rt wird. Die Ent-

wicklung der Ausgaben war durch die im

letzten Jahr beschlossenen Einsparmaßnah-

men in Form von Zwangsrabatten und engen

Budgetierungen gepr�gt. Insgesamt stiegen

die Leistungsausgaben lediglich um 1�2 %.

Auch im zweiten Halbjahr d�rfte nicht zuletzt

auf Grund von Beitragsausf�llen wegen r�ck-

l�ufiger Sonderzahlungen und infolge der

sozialabgabenfreien Entgeltumwandlung im

Rahmen der betrieblichen Altersvorsorge kein

�berschuss entstehen.

Mit der f�r 2004 beschlossenen Gesundheits-

reform sind deutliche finanzielle Entlastungen

abzusehen. Diese sollen zu einer Senkung des

Beitragssatzes auf durchschnittlich 13,6% im

kommenden Jahr genutzt werden. Aus heuti-

ger Sicht best�nde dann freilich die Gefahr,

Aussichten f�r
das Jahr 2003
und dar�ber
hinaus

Gesetzliche
Kranken-
versicherung
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Der Stabilit�ts- und Wachstumspakt in der Bew�hrungsprobe

Im Januar dieses Jahres hat der Ecofin-Rat f�r
Deutschland ein �berm�ßiges Defizit festgestellt
und das Land aufgefordert, innerhalb von vier Mo-
naten Konsolidierungsmaßnahmen im Umfang von
1% des BIP vorzunehmen. Außerdem soll Deutsch-
land das �berm�ßige Defizit „so schnell wie m�g-
lich“ im Einklang mit dem Stabilit�ts- und Wachs-
tumspakt korrigieren. Nach den Vorschriften des
Paktes hat dies sp�testens im kommenden Jahr
zu erfolgen, sofern keine „besonderen Umst�nde“
vorliegen. 1)

Seit Mai 2003 ruht das Verfahren wegen eines �ber-
m�ßigen Defizits gegen Deutschland, weil nach
Auffassung der Kommission innerhalb der Vier-
Monats-Frist Konsolidierungsmaßnahmen im gefor-
derten Umfang beschlossen wurden. Seither steht
die Finanzpolitik Deutschlands unter besonderer
Beobachtung durch die Europ�ische Kommission
und den Ecofin-Rat. W�rden die beschlossenen
Maßnahmen nicht durchgef�hrt oder erweisen sie
sich nach Auffassung des Rates als unzureichend,
w�re Deutschland als letzter Schritt vor der Verh�n-
gung von Sanktionen in Verzug zu setzen. Dieser
Fall k�nnte insofern schon bald relevant werden,
als Deutschland nach der j�ngst ver�ffentlichten
Herbst-Prognose der Europ�ischen Kommission un-
ter Status-quo-Bedingungen 2004 eine Defizitquote
von 3,9% und unter Ber�cksichtigung aller vorge-
schlagenen Maßnahmen eine Quote von 3 1�4 % auf-
weisen wird. Der Referenzwert von 3% w�rde da-
mit zum dritten Mal in Folge verfehlt. Auch die
Bundesregierung geht inzwischen von einer Defizit-
quote von �ber 3% im kommenden Jahr aus.

Gegen Frankreich l�uft seit Juni 2003 ebenfalls ein
Defizitverfahren. Da die Empfehlungen des Rates
nicht umgesetzt worden sind, hat die Kommission
vorgeschlagen, das Land in Verzug zu setzen. Dabei
soll allerdings die Frist bis zur Korrektur des �ber-
m�ßigen Defizits von 2004 auf 2005 verl�ngert wer-
den. Die Kommission hat dies vor allem mit den seit
Juni deutlich verschlechterten Wachstumsperspek-
tiven in Frankreich begr�ndet. Dadurch sei der
Umfang der Konsolidierung, der erforderlich ist,
um die 3%-Grenze in 2004 zu erreichen, stark ge-
stiegen. Formal mag der Pakt eine solche Fristver-
l�ngerung zulassen. Fraglich ist allerdings, ob sie
auch dem Ziel des Verfahrens bei einem �berm�ßi-
gen Defizit entspricht, notfalls durch Sanktionen
eine m�glichst rasche Korrektur haushaltspolitischer

Fehlentwicklungen zu bewirken. Dies gilt umso
mehr, als der Konsolidierungsbedarf in 2004 auch
deswegen h�her ausf�llt, weil die Empfehlungen
f�r 2003 nicht umgesetzt worden sind. Nachdem
die Frist verl�ngert werden soll, k�nnte jetzt auch
ein Verfehlen des Referenzwertes f�r die Defizit-
quote in drei aufeinander folgenden Jahren ohne
Sanktionen bleiben. Dabei ist das reale Wirtschafts-
wachstum in Frankreich nach der Prognose der
Kommission in keinem dieser Jahre negativ. F�r das
kommende Jahr wird ein Wachstum von 1,7% er-
wartet. Nach dem Stabilit�ts- und Wachstumspakt
d�rfte der Referenzwert aber nur dann �berschrit-
ten werden, wenn das reale BIP um mindestens 2%
schrumpft (ein R�ckgang von mindestens 0,75%
reicht aus, wenn der Rat „relevante Umst�nde“ an-
erkennt). In der Beschlussempfehlung der Kommis-
sion wird außerdem verlangt, dass Frankreich 2004
Konsolidierungsmaßnahmen in H�he von 1% des
BIP ergreift. Eine Beschlussfassung �ber die Emp-
fehlungen der Kommission wurde in der Sitzung
des Rates am 4. November auf Ende des Monats ver-
tagt.

Generell mindert eine „weiche“ Auslegung des
Paktes die Glaubw�rdigkeit des fiskalischen Regel-
werks der W�hrungsunion und birgt mittel- und
langfristig erhebliche Risiken. Polit-�konomische
Verschuldungsanreize k�nnten dazu f�hren, dass
�berm�ßige Defizite zuk�nftig in einigen L�ndern
eher die Regel als die Ausnahme sind und das im
Pakt festgelegte Ziel eines mittelfristig mindestens
nahezu ausgeglichenen Haushalts aus den Augen
verloren wird. Als Folge einer dauerhaft h�heren
staatlichen Kreditaufnahme k�nnten die Kapital-
marktzinsen steigen, was sich negativ auf das
Wachstumspotenzial und die Besch�ftigungsent-
wicklung auswirken w�rde. Steigende staatliche
Schuldenquoten verringern wegen der zunehmen-
den Zinsbelastung den haushaltspolitischen Spiel-
raum und stehen den Herausforderungen durch die
absehbaren demographisch bedingten Haushalts-
belastungen entgegen. Dar�ber hinaus wird es f�r
die Geldpolitik schwieriger, auf Dauer Preisstabilit�t
bei niedrigen Zinsen zu gew�hrleisten. Schließlich
k�nnen die Beziehungen zwischen den an der
W�hrungsunion teilnehmenden L�ndern belastet
werden, wenn der Euro-Raum insgesamt von den
negativen Auswirkungen finanzpolitischer Fehlent-
wicklungen in einigen Mitgliedstaaten betroffen
wird.

1 Vgl. hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht,
Februar 2003, insbesondere S. 55.
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dass sich die defizit�re Finanzentwicklung

fortsetzt, w�hrend deutliche �bersch�sse er-

forderlich w�ren, um die aufgelaufenen

Schulden abzubauen und die gesetzlich vor-

geschriebenen R�cklagen aufzuf�llen.

Perspektiven der �ffentlichen Haushalte

insgesamt

Die staatliche Defizitquote wird in der Maast-

richt-Abgrenzung im laufenden Jahr weiter

– auf m�glicherweise �ber 4% – steigen,

nachdem sie bereits im Vorjahr mit 3,5%

deutlich �ber der 3%-Grenze lag. Der An-

stieg ist dabei im Wesentlichen auf den

negativen konjunkturellen Einfluss zur�ckzu-

f�hren, der die Einnahmen aus Steuern und

Sozialversicherungsbeitr�gen d�mpft und zu

einem kr�ftigen Zuwachs der arbeitsmarkt-

bedingten Ausgaben f�hrt.

Ohne die negativen konjunkturellen Einfl�sse

w�re die Defizitquote nahezu unver�ndert

geblieben. Einerseits wurden Maßnahmen er-

griffen, die die �ffentlichen Haushalte f�hlbar

entlasten. Die Europ�ische Kommission stellte

deshalb fest, dass die f�r 2003 im Rahmen

des Verfahrens bei einem �berm�ßigen De-

fizit gemachten Auflagen erf�llt wurden. Zu

diesen Entlastungsschritten z�hlt eine Erh�-

hung der Sozialversicherungsbeitr�ge und in-

direkter Steuern. Auch verfolgen die Gebiets-

k�rperschaften eine sparsame Haushaltsf�h-

rung, die sich unter anderem in einer Fortset-

zung des Personalabbaus widerspiegelt. Im

�brigen wurden bei den arbeitsmarktbeding-

ten Ausgaben und im Gesundheitswesen Ein-

sparungen beschlossen. Diese Konsolidie-

rungsmaßnahmen wurden jedoch im Vor-

jahrsvergleich durch anderweitige negative

Faktoren weitgehend kompensiert. So stellen

die von den �ffentlichen Haushalten aufge-

wendeten Mittel zur Beseitigung der Flutfol-

gen einen tempor�ren ausgabenerh�henden

Einfluss dar. Die Abf�hrungen an die EU er-

fordern wieder deutlich mehr Mittel als in

den Vorjahren. Die Sozialversicherungsbei-

tr�ge wachsen (bereinigt um Beitragssatz�n-

derungen) schw�cher, als dies vor dem Hin-

tergrund der Entwicklung der Bruttol�hne

und -geh�lter, die ohnehin schon hinter der

des nominalen Bruttoinlandsprodukts zur�ck-

bleibt, zu erwarten w�re. Schließlich fallen

auch die nichtsteuerlichen Einnahmen – na-

mentlich der Bundesbankgewinn – niedriger

aus als im Vorjahr.

Die Aussichten f�r die �ffentlichen Finanzen

im kommenden Jahr sind sehr unsicher. So

befindet sich eine Vielzahl von Vorhaben, die

f�r die Entwicklung der Staatsfinanzen von

großer Bedeutung sind, noch im Gesetzge-

bungsverfahren. Auch sind deren finanzielle

Wirkungen – wie im Fall der Steueramnestie

und der Bek�mpfung der Steuerhinterzie-

hung und Schwarzarbeit – teilweise nur

schwer einzusch�tzen. Mittlerweile rechnet

die Bundesregierung nicht mehr damit, dass

ein erneutes �berschreiten der 3%-Grenze

vermieden wird. So w�rde ein Vorziehen der

dritten Stufe der Steuerreform die �ffentli-

chen Finanzen stark belasten, w�hrend die

Konsolidierungsmaßnahmen einen geringe-

ren Umfang haben k�nnten als zun�chst an-

gek�ndigt, weil deren volle Umsetzung frag-

lich ist. Zudem ist auch bei den Sozialversiche-

rungen insgesamt ein weiteres Defizit zu er-

Weiterer
Defizitanstieg
konjunktur-
bedingt

Konsoli-
dierungsmaß-
nahmen
durch andere
Einfl�sse
kompensiert

Defizit 2004
ein drittes Mal
�ber der
3%-Grenze?
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Zur Entwicklung der langfristigen Tragf�higkeit der �ffentlichen Finanzen

im Jahr 2002

Die Frage, ob sich die langfristige Tragf�higkeit der
�ffentlichen Finanzen im vergangenen Jahr verbes-
sert oder verschlechtert hat, kann mit Hilfe der Gene-
rationenbilanzierung analysiert werden. Der dort er-
mittelte j�hrliche Konsolidierungsbedarf gibt einen
Anhaltspunkt f�r die Ver�nderung der langfristigen
fiskalischen Belastungen, die insbesondere auf Grund
der prognostizierten demographischen Ver�nderun-
gen zu erwarten sind. 1) Er gibt an, um wie viele Pro-
zentpunkte die staatliche Ausgabenquote gesenkt
beziehungsweise die staatliche Einnahmenquote er-
h�ht werden m�sste, damit die finanzpolitischen Be-
dingungen des Basisjahres ohne weitere �nderungen
langfristig durchgehalten werden k�nnen. �nderun-
gen des gesamtwirtschaftlichen Umfelds infolge der
demographischen Entwicklung oder auf Grund von
Reaktionen auf politische Maßnahmen bleiben dabei
allerdings unber�cksichtigt.

Hier werden im Rahmen der Generationenbilanzie-
rung zwei Szenarien unterschieden. In einem „Sta-
tus-quo-Szenario“ wird unterstellt, dass die finanz-
politischen Bedingungen des jeweiligen Jahres
auch in Zukunft unver�ndert fortgelten. Die im be-
trachteten Jahr beobachteten altersspezifischen
Pro-Kopf-Betr�ge f�r die einzelnen staatlichen Ein-
nahmen- und Ausgabenkategorien werden – bis
auf eine am Produktivit�tswachstum orientierte An-
passung – konstant gehalten. In einem „Politiksze-
nario“ werden dagegen auch im jeweiligen Jahr be-
reits beschlossene, aber erst zuk�nftig wirksam wer-
dende Politik�nderungen ber�cksichtigt. So kann
der f�r die Finanzpolitik noch bestehende Hand-
lungsbedarf realistischer eingesch�tzt werden.

Im Status-quo-Szenario ergab sich im vergangenen
Jahr ein deutlicher Anstieg des j�hrlichen Konso-
lidierungsbedarfs um gut drei viertel Prozentpunkte
auf 5 3�4 % des BIP. Diese Verschlechterung geht zum
Teil auf die ung�nstige Konjunkturentwicklung zu-
r�ck. Bereinigt um konjunkturelle Einfl�sse ergibt
sich eine Erh�hung des j�hrlichen Konsolidierungs-
bedarfs um gut einen viertel Prozentpunkt auf
ebenfalls 5 3�4 % des BIP. 2) Die Steuern auf Unterneh-
mensgewinne und Kapitaleinkommen, die Umsatz-
steuer sowie die Sozialversicherungsbeitr�ge ent-
wickelten sich im vergangenen Jahr erneut deutlich
schw�cher, als auf Grund der Rechts�nderungen und
der Entwicklung ihrer makro�konomischen Bemes-
sungsgrundlagen zu erwarten gewesen w�re. Die

Erh�hung indirekter Steuern und die Anhebung
des durchschnittlichen Beitragssatzes zur gesetz-
lichen Krankenversicherung konnten dies nicht aus-
gleichen. Auf der Ausgabenseite stand unter ande-
rem der Anhebung des Kindergelds eine grunds�tz-
lich sparsame Haushaltsf�hrung gegen�ber.

Im Politikszenario lag der j�hrliche Konsolidierungs-
bedarf im vergangenen Jahr mit gut 5 % des BIP
auf Grund der in Zukunft wirksam werdenden Maß-
nahmen niedriger als im bereinigten Status-quo-
Szenario. Ausschlaggebend sind dabei zuk�nftig
greifende Einsparungen im Bereich der gesetz-
lichen Rentenversicherung, die �ber die f�r die
n�chsten Jahre beschlossenen zus�tzlichen Steuer-
erleichterungen hinausgehen. Im Vergleich zu 2001
hat sich die Tragf�higkeit der �ffentlichen Finanzen
aber auch im Politikszenario merklich verschlech-
tert. Der j�hrliche Konsolidierungsbedarf stieg um
3�4 Prozentpunkte. Die bereits in 2001 f�r das ver-
gangene Jahr beschlossenen Maßnahmen, die f�r
sich genommen eine merkliche Reduzierung des
j�hrlichen Konsolidierungsbedarfs im bereinigten
Status-quo-Szenario h�tten erwarten lassen, spielen
hier keine Rolle, weil sie bereits im Politikszenario
f�r 2001 enthalten waren. Die Verschlechterung ist
auf die bereits erw�hnten außergew�hnlichen Ein-
nahmenausf�lle zur�ckzuf�hren und w�re noch
gr�ßer gewesen, wenn nicht im Jahr 2002 getrof-
fene, aber erst zuk�nftig wirkende Maßnahmen
den j�hrlichen Konsolidierungsbedarf gesenkt h�t-
ten. Zu Buche schlugen hier vor allem im Jahr 2002
beschlossene und in diesem Jahr wirksam gewor-
dene Maßnahmen im Bereich der Sozialversicherun-
gen. So wurden in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und der gesetzlichen Krankenversicherung die
Beitragss�tze angehoben. Außerdem wurden in der
gesetzlichen Krankenversicherung Einsparungen
auf der Ausgabenseite vorgenommen.

Auch wenn die Zahlen mit Vorsicht interpretiert
werden m�ssen, zeigen die Ergebnisse, dass im ver-
gangenen Jahr die Finanzpolitik bei weitem noch
nicht dauerhaft tragf�hig gewesen ist. Gegen�ber
dem Vorjahr hat sich die langfristige Tragf�higkeit
der �ffentlichen Finanzen auch in einer um kon-
junkturelle Einfl�sse bereinigten Betrachtung sogar
noch verschlechtert, was allerdings auf außerge-
w�hnliche Einnahmenausf�lle und nicht auf Maß-
nahmen der Finanzpolitik zur�ckzuf�hren ist.

1 Zu den methodischen und empirischen Grundlagen f�r
die Berechnungen, auf denen die hier dargestellten Ergeb-
nisse beruhen, vgl.: Deutsche Bundesbank, Zur langfristi-
gen Tragf�higkeit der �ffentlichen Haushalte – eine Ana-
lyse anhand der Generationenbilanzierung, Monatsbericht,
Dezember 2001, S. 29 ff. und B. Manzke (2002), Zur langfris-
tigen Tragf�higkeit der �ffentlichen Haushalte in Deutsch-

land, Diskussionspapier 10/02 des Volkswirtschaftlichen
Forschungszentrums der Deutschen Bundesbank. — 2 Die
Werte f�r 2001 haben sich gegen�ber der Darstellung in:
Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, Mai 2002, S. 73 vor
allem auf Grund einer neuen Einsch�tzung der konjunktur-
bedingten Budgetkomponenten ge�ndert.
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warten. Dies gilt sowohl wegen des Vorha-

bens, die Schwankungsreserve der Renten-

versicherung weiter betr�chtlich abzusenken,

als auch auf Grund der Entscheidung, die er-

forderliche Schuldenr�ckf�hrung und R�ck-

lagenauff�llung im Bereich der gesetzlichen

Krankenversicherung erheblich zu strecken.

Die vorgesehene Aufstockung der Privatisie-

rungserl�se reduziert dagegen nicht das De-

fizit in der Maastricht-Abgrenzung, weil sie

lediglich aus einer Ver�ußerung von staat-

lichem Finanzverm�gen resultiert.

Damit zeichnet sich ab, dass die deutsche

Finanzpolitik von dem Ziel abr�ckt, im kom-

menden Jahr die 3%-Grenze des Maastricht-

Vertrages einzuhalten. Die Glaubw�rdigkeit

des finanzpolitischen Regelwerks in Europa,

das von großer Bedeutung f�r eine mittel-

und langfristig erfolgreiche Europ�ische W�h-

rungsunion ist, sollte jedoch nicht gef�hrdet

werden, indem Deutschland im dritten Jahr in

Folge ein �berm�ßiges Defizit aufweist (siehe

auch die �bersicht auf S. 63). Eine strikte Um-

setzung des Stabilit�ts- und Wachstumspakts

steht – wie im �brigen auch der Sachverst�n-

digenrat feststellt – einem nachhaltigen Wirt-

schaftswachstum nicht im Weg. Um den Pakt

als Garant einer stabilit�tsorientierten Finanz-

politik in der EWU nicht weiter zu besch�di-

gen, m�sste ein Vorziehen der dritten Stufe

der Steuerreform mit umfassenden Konsoli-

dierungsmaßnahmen verkn�pft werden.

Ein funktionsf�higer europ�ischer Stabilit�ts-

und Wachstumspakt ist nicht zuletzt auch

deshalb von großer Bedeutung, weil die EU-

L�nder besser auf die sich abzeichnenden

langfristigen Haushaltsbelastungen vorberei-

tet sind, wenn sie sich an die Vorgaben des

Paktes halten. So weisen f�r Deutschland die

Ergebnisse einer neuen Rechnung der Bun-

desbank im Rahmen der Generationenbilan-

zierung, die auf der Basis des staatlichen Leis-

tungs- und Abgabenrechts von 2002 erstellt

worden ist, darauf hin, dass weiterer Hand-

lungsbedarf zur Sicherung der langfristigen

Tragf�higkeit der Staatsfinanzen besteht (vgl.

hierzu im Einzelnen die Erl�uterungen auf

S. 65). Das rasche Erreichen einer ausgegli-

chenen Haushaltsposition und der damit ver-

bundene Abbau der staatlichen Schulden-

quote w�rden einen wichtigen Beitrag dazu

leisten, dass k�nftige Generationen nicht

�berfordert werden.

Stabilit�ts- und
Wachstumspakt
in Gefahr ...

... und
damit auch
Erreichung der
langfristigen
Tragf�higkeit
der �ffentlichen
Finanzen


